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Die «richtige» Grösse einer Gemeinde
Die Gemeindegrösse alleine ist kein Fusionskriterium

Die Bestimmung der optimalen Grösse einer Gemeinde ist
ein komplexes und vielschichtiges Unterfangen. Es gilt in
jedem Einzelfall auch das vom Kanton vorgegebene Auf-
gaben-Portfolio und weitere Rahmenbedingungen zu
beachten. Es gibt deshalb auch keinen tauglichen Richt-
wert für die minimale Grösse einer Gemeinde. Die subop-
timale Gemeindegrösse kann aber Anlass für eine Fusion
sein.

In der ZVInfo 8/07 stellte ein
Gemeindeverwalter die These
auf, dass für Gemeinden mit
weniger als rund 2000 Ein-
wohnenden eine Fusion
«absolut unumgänglich» sei.
Damit ist automatisch die
Frage nach der optimalen
Grösse einer Gemeinde
gestellt, und gleichzeitig auch
die Frage, wie weit die
Gemeindegrösse für einen
Fusionsentscheid von Bedeu-
tung ist. Nachfolgend soll auf-
gezeigt werden, wie komplex
die Frage nach der «richtigen»
Grösse einer Gemeinde ist.

Dabei werden zahlreiche Fra-
gen gestreift, die auch im Rah-
men von Fusionsabklärungen
untersucht werden müssen.

Kantonale Rahmenbedin-
gungen
Die Aufgaben und der Hand-
lungsspielraum von Gemein-
den werden in der Schweiz in
überwiegendem Mass vom
jeweiligen Kanton vorgege-
ben. Der Kanton bestimmt
grundsätzlich das Aufgaben-
Portfolio der Gemeinden; der
Spielraum für selbstgewählte
Gemeindeaufgaben ist dane-

ben vergleichsweise klein.
Einige Kantone übertragen
den Gemeinden in bestimm-
ten Bereichen die Zuständig-
keiten abgestuft nach der Zahl
der Einwohnenden. Dies ist
im Kanton Bern beispielswei-
se hinsichtlich der ordentli-
chen Baubewilligungskompe-
tenz der Fall. Der Kanton
bestimmt auch die zulässigen
Formen der interkommuna-
len Zusammenarbeit (IKZ)
und der Auslagerung von Ver-
waltungsaufgaben auf private
Träger. Letztlich bestimmen
die kantonalen Vorschriften

über den Finanzhaushalt der
Gemeinden und über den
kantonalen Finanz- und
Lastenausgleich den Hand-
lungsspielraum der Gemein-
den in entscheidendem Mass
mit.

Betriebswirtschaftliche Sicht
Ausgehend vom Aufgaben-
portfolio der Gemeinden in
einem bestimmten Kanton ist
es heute ohne weiteres mög-
lich, zu berechnen, für welche
Anzahl Einwohnerinnen und
Einwohner eine bestimmte
staatliche Leistung aus
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betriebswirtschaftlicher Sicht
optimal erbracht werden
kann. Auf diese Weise wurde
beispielsweise errechnet, dass
eine SPITEX-Organisation
die Leistungen optimal
erbringen kann, wenn ihr Ein-
zugsgebiet rund 30 000
Bewohnerinnen bzw. Bewoh-
ner umfasst. Voraussetzung ist
allerdings, dass die Qualität
der Leistung bestimmt ist, sei
es auf Grund von fachlichen
Vorgaben, sei es auf Grund
der Bedürfnisse der Kundin-
nen und Kunden. 

Gerade die Ansprüche der
Bevölkerung an Gemeinde-
dienstleistungen ist aber recht
unterschiedlich und oft kultu-
rell geprägt. Bei Gemeinde-
aufgaben, die auf spezifische
Infrastrukturen angewiesen
sind, können zudem die
Grenzkosten, d. h. die zusätz-
lichen Kosten für eine weitere
Leistungseinheit, beim Über-
schreiten einer gewissen
Anzahl zusätzlicher Leistungs-
bezüger sprunghaft ansteigen.
Dies ist beispielsweise bei der
Volksschule der Fall, wo eini-
ge wenige Schülerinnen und
Schüler mehr oder weniger
für die Führung einer Klasse
massgeblich sind und damit
einen Schulhausneubau oder

die Schliessung eines Schul-
hauses bewirken können.
Weiter ist zu bedenken, dass
die optimale Zahl der Leis -
tungsbezüger für verschiedene
Gemeindedienstleistungen
unterschiedlich sein kann.
Zuletzt stellt sich die Frage, ob
eine betriebswirtschaftliche
Optimierung nicht auch
durch IKZ erreicht werden
kann.

Soziodemografische Sicht
Eine Gemeinde ist nicht nur
ein Betrieb, sondern ein
gesellschaftliches Subsystem –
ein lebender Organismus mit
einer bestimmten Geschichte
und Kultur. Auf diesem Hin-
tergrund stellt sich die Frage
der optimalen Gemeindegrös-
se anders. Massgeblich ist, ob
das System Gemeinde nach-
haltig aus sich heraus funktio-
nieren kann. Dies bedingt,
dass die Bevölkerungsstruktur
mittelfristig in etwa erhalten
bleibt, dies sowohl zahlenmäs-
sig wie auch bezüglich der
Altersstruktur. Probleme stel-
len diesbezüglich hohe
Abwanderungsraten ebenso
wie zu hohe Zuwachsraten.
Ein Problem kann auch darin
bestehen, die notwendigen
ehrenamtlichen Gemeindebe-

hörden nicht mehr besetzen
zu können; ein Problem, das
sich zwar zunehmend in klei-
nen Gemeinden, aber nicht
nur dort zeigt. Das Funktio-
nieren einer Gemeinde
bedingt ein relativ homogenes
Kulturverständnis der gesam-
ten Bevölkerung. Dies betrifft
auch die politische Kultur. Es
nützt beispielsweise wenig,
wenn eine Gemeinde aus
betrieblicher Sicht eine opti-
male Grösse aufweist, wenn
die notwendigen Führungs-
entscheide nicht rechtzeitig
gefällt werden können, weil
sich in der Exekutive Ortsteil-
vertretungen ständig gegen-
seitig blockieren. Aus soziode-
mografischer Sicht gilt es wei-
ter zu bedenken, dass nicht in
allen Gemein-
den in glei-
chem Masse
soziale und
interkulturelle
Integrations-
aufgaben an-
fallen.

Geografisch-
topografische
Sicht
Die topografi-
schen und geo-
grafischen Ge-

gebenheiten – d. h. die Lage
einer Gemeinde – prägt deren
Potenzial massgeblich. So
kann die Topografie – bei-
spielsweise die Lage einer
Gemeinde am Ende eines
engen Bergtals – dazu führen,
dass die Frage nach einem
Wachstum der Gemeinde, sei
es durch Entwicklung, sei es
durch Zusammenwachsen
mit anderen Gemeinden, gar
nicht sinngebend gestellt wer-
den kann. Die allgemeine
geografische Lage bestimmt
die Möglichkeiten der Raum-
entwicklung, der regionalen
Zusammenarbeit sowie der
regionalen Entwicklung mit,
die wirtschaftsgeografische
Lage das wirtschaftliche Ent-
wicklungspotenzial. Ganz
kleine Gemeinden können
Standortvorteile aufweisen,
die alle Nachteile auf Grund
der suboptimalen Grösse auf-
wiegen. So gibt es in der
Schweiz immer noch einige
ganz kleine Berggemeinden,
denen es als Standortgemein-
den von Wasserkraftanlagen
auf Grund der kantonalen
Wassernutzungsgesetzgebung
wirtschaftlich sehr gut geht.

Finanzpolitische Sicht
Oft führt das kantonale Recht
durch seine Vorgaben über
den Finanzhaushalt der
Gemeinden und durch die
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Regelungen zum innerkanto-
nalen (bzw. interkommuna-
len) Lasten- und Finanzaus-
gleich dazu, dass sich eine
Gemeinde die Frage nach der
optimalen Grösse nicht stellen
muss oder gar nicht stellen
darf. Insbesondere die Vor-
schriften über den Finanzaus-
gleich stellen hinsichtlich der
Fusion von Gemeinden oft
falsche Anreize. So wird bei-
spielsweise im Kanton Bern
bei bestimmten demografi-
schen und finanziellen Kon-
stellationen die vom Kanton
bei einer Gemeindefusion
ausgerichtete einmalige Kopf-

prämie schon in den ersten
Jahren dadurch neutralisiert,
dass die fusionierte Gemeinde
im Finanzausgleich – anders
als die Einzelgemeinden vor
einer Fusion – neu zu den
Nettozahlern gehört und
Abgaben in den Ausgleichs -
topf entrichten muss.

Fusion prüfen – Fusion wagen
Zumindest aus der Sicht der
Gemeinde selbst stellt die
Zahl der Einwohnenden für
sich kein taugliches Kriterium
für einen Fusionsentscheid
dar. Es gehört aber zu den
Führungsaufgaben von Ge-
meindeexekutiven, die Frage,
ob die Gemeinde noch eine

optimale Grösse aufweise,
periodisch unter allen aufge-
zeigten Aspekten zu prüfen.
Wenn sich die Grösse der
Gemeinde als nachhaltig
 suboptimal herausstellt und
die Möglichkeiten von IKZ
nicht gegeben oder schon aus-
geschöpft sind, dann stellt
sich ernsthaft die Frage einer
Fusion. Allerdings gehören zu
einer Gemeindefusion mehre-
re sich anbietende Partner,
deren Zusammenschluss mit
der eigenen Gemeinde auch
wirklich eine Optimierung
der betriebswirtschaftlichen,
soziodemografischen, raum-

planerischen und/oder wirt-
schaftsgeografischen Lage
erhoffen lässt. Gegenüber der
IKZ haben Fusionen durch-
aus auch den Vorteil, dass die
Steuerung der Gemeinde-
dienstleistungen wieder trans-
parent und mit demokrati-
schen Instrumenten erfolgen
kann und dass der administra-
tive Aufwand, der gemeinde-
seitig zur Verwaltung und
Steuerung der IKZ immer
verbleibt (Verträge, Mitwir-
kung in Gremien, etc.), weg-
fällt.

Zurzeit besteht in der
Schweiz ein Trend zu
Gemeindefusionen und zur
Erprobung neuer regionaler

Zusammenarbeitsformen.
Der Druck zur Fusion auf
kleine und kleinste Gemein-
den wird in den nächsten Jah-
ren auf Grund der zu erwar-
tenden soziodemografischen
und finanzpolitischen Ent-
wicklungen einerseits und der
ständig wachsenden Ansprü-
che der Bevölkerung an staat-
liche Dienstleistungen ande-
rerseits zunehmen. Zudem
besteht ein gewisser Trend,
kleine Gemeinden ganzer
Regionen und Talschaften zu
einer Gemeinde zusammen-
zuschliessen, auch wenn sol-
che Bestrebungen in jüngster

Zeit nicht im -
mer erfolgreich
waren. Mittel-
fristig könnten
in der Schweiz
somit allenfalls
nicht mehr die
Gemeinden mit
weniger als
2000 Einwoh-
nenden ein
 Problem darstel-
len, sondern jene
Gemeinden mit
2000 bis 4000
Einwohnenden,
die zwischen

diesen fusionierten Gemein-
den den Anschluss verpasst
haben, auf Grund der 
angeschlosse-
nen Optimie-
rung als
Fusionspartner
nicht mehr
erwünscht sind
und dadurch
ihr Entwick-
lungspotenzial
verlieren. Für
eine vorteilhaf-
te Weiterent-
wicklung der
Schweiz ist es
deshalb von Be -
deutung, dass
die Frage der
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Gebietsabgrenzungen auf
Gemeindeebene (allenfalls
auch im Bereich bestehender
Kantonsgrenzen) künftig
pragmatisch und emotionslos
angegangen wird, als eine der
neben IKZ und neuen For-
men der regionalen Zusam-
menarbeit bestehenden Mög-
lichkeiten, die Erbringung
staatlicher Aufgaben vor Ort
zu optimieren.

Mag. rer. publ. 
Daniel Kettiger


